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Einleitung und Problemaufriss

§ 1 Neuverschuldung als Haushaltskonzept

Nach Ansicht des Deutschen Städte- und Gemeindebundes befinden sich 
die Städte und Gemeinden „in der schwersten Finanzkrise seit Gründung 
der Bundesrepublik“1. Die kommunale Verschuldung stieg im Jahr 2012 mit 
135,18  Mrd. Euro auf einen neuen Rekordwert2. Dieser Befund mag ange-
sichts des überraschenden Wirtschaftswachstums der letzten Jahre und der 
Meldungen von steigenden Steuereinnahmen verwundern3. Es fällt auf, dass 
die Schieflage der kommunalen Haushalte schon länger als die aktuelle 
Finanzmarkt- und Wirtschaftskrise besteht und nur zum Teil auf diese zu-
rückzuführen ist. So haben die Kommunen in den letzten 20 Jahren lediglich 
in den kurzen Drei-Jahres-Zeiträumen von 1998 bis 2000 und 2006 bis 
2008 sowie jüngst im Jahr 2012 einen Finanzierungsüberschuss erzielt4. 
Dabei fällt auf, dass die Kommunen ihre Haushalte trotz wirtschaftlicher 

1  Deutscher Städte- und Gemeindebund, Bilanz 2010 – Kommunen steuern auf 
Rekorddefizit zu – Vertrauen der Bürger in die lokale Demokratie stärken, 77 % der 
Bürger wollen Steuermehreinnahmen für Städte und Gemeinden verwenden anstatt 
Steuersenkungen, 28.12.2010, http://www.dstgb.de/dstgb/Pressemeldungen/Archiv% 
202011/Kommunen%20steuern%20auf%20Rekorddefizit%20zu%20%E2%80%93 
Vertrauen%20der%20B%C3%BCrger%20in%20die%20lokale%20Demokratie%20
st%C3%A4rken/ (Zuletzt geprüft am: 03.10.2013); ausführlich hierzu: ders., Rettet 
die lokale Demokratie, 2011; ähnlich dramatisch die Frage von S. Kuhlmann: „Ist 
das Ende der kommunalen Selbstverwaltung gekommen?“, anlässlich der Speyerer 
Kommunaltage am 6./7.10.2011, ausführlich hierzu: M. Dittrich, DÖV 2012, S. 69; 
ebenso bedrohlich der Titel von A. Perkuhn, „De facto bankrott“ – Deutschlands 
Kommunen in der Schuldenfalle, SZ 21.08.2013.

2  Finanzen und Steuern – Schulden der öffentlichen Haushalte, Fachserie 14, 
Reihe 5, 2013, Tabelle 1.2.1.

3  A. Vettori, Kommunen spüren noch wenig von der Krise – Gewerbesteuerein-
nahmen sinken moderat, Städte und Gemeinden müssen freiwillige Leistungen an 
Vereine und Kinderbetreuungseinrichtungen nicht kürzen, SZ 10.05.2010; M. Schä-
fers, Prognose bis 2014 – Steuereinnahmen erreichen neue Rekordhöhen, FAZ 
12.05.2011.

4  Der Überschuss lag zum 31.01.2012 bei 1,8  Mrd. Euro, nach StBA, Finanzen 
und Steuern, 2013, Tabelle 1.1.2.; gleichwohl bleibt die Finanzlage angespannt, vgl. 
Deutscher Städte- und Gemeindebund, Keine Entwarnung für die kommunalen Haus-
halte – Steigende Sozialausgaben, geringes Investitionsniveau, 20.09.2013, http://
www.dstgb.de/dstgb/Home/Pressemeldungen/Keine%20Entwarnung%20f%C3% 
BCr %20die%20kommunalen%20Haushalte/ (Zuletzt geprüft am: 04.10.2013).
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Erholungsphasen im rasant zunehmenden Maße mit Kassenkrediten finan-
zieren mussten5. Die getrennt vom Wirtschaftswachstum laufende Entwick-
lung des steigenden kommunalen Schuldenberges legt die Vermutung nahe, 
dass die Kommunen die Anhäufung von Schulden zu einem Haushaltskon-
zept erhoben haben. Dabei gehen viele Kommunen inzwischen sogar davon 
aus, dass sie die angehäuften Schulden aus eigener Kraft nicht zurückzahlen 
können6.

Es stellt sich die Frage, ob der kommunale Trend zum Defizit letztlich 
strukturelle Ursachen hat. Für die Finanzausstattung der Kommunen ist ihre 
Stellung im Bundesstaat maßgeblich. Dabei sind die Kommunen in der Fi-
nanzverfassung entsprechend des zweigliedrigen Staatsaufbaus den Ländern 
zugeordnet. Da die Finanzen der Kommunen im wechselseitigen Verbund 
mit den Finanzen der Länder stehen, werden Aufgaben, Aufgabenstandards, 
Ausgaben und Einnahmen zu einem wesentlichen Teil von den Landesge-
setzgebern fremdbestimmt7. Mit dieser Stellung der Kommunen im Bundes-
staat könnte schon ein strukturelles Defizit vorliegen, welches die Kommu-
nen in die Schuldenfalle drängt.

§ 2 Schuldenbremse als selbst gewählte Schranke

Die Gefahr eines horrend wachsenden Schuldenberges ist nicht nur 
ein  Problem auf der kommunalen Ebene. Vielmehr sind auch die öffent
lichen Kassen von Bund und Ländern seit Beginn der 1970er Jahre vom 
Trend zunehmender Kreditaufnahmen geprägt. Inzwischen steht der Ge-
samthaushalt der Bundesrepublik Deutschland vor einem Schuldenberg von 
2068,29  Mrd. Euro8. 

5  So ist der Kassenkreditbestand der Kommunen seit dem Jahr 1992 von rund 
1,9 Mrd. auf ein Rekordniveau von 47 Mrd. Euro im Jahr 2012 stetig angewachsen, 
vgl. M. Kuban, Der  Städtetag 2011, S. 1; ebenso A. G. R. Burth/M. Gnädinger/ 
D.  Hilgers, Kommunaler Finanzreport 2013, 2013, S. 138 f.; H.  C.  Röhl, Kommu-
nalrecht, in: Schoch, Besonderes Verwaltungsrecht, 2013, 1. Kap., Rn. 14; vgl. 
Abb.  8: Vergleich Kassenkredite und sonstige Schulden, S. 308.

6  Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Kommunen in der Fi-
nanzkrise:  Status quo und Handlungsoptionen, November 2012; zusammenfassend 
A. Perkuhn, „De facto bankrott“ – Deutschlands  Kommunen in der Schuldenfalle, 
SZ 21.08.2013.

7  K.-A. Schwarz, Finanzverfassung und kommunale Selbstverwaltung, 1996, S. 68 f. 
m. w. N.; S. Mückl, Finanzverfassungsrechtlicher Schutz, 1998, S. 33 f.; K. Groh, 
LKV 2010, S. 1 (1).

8  Schulden beim nicht-öffentlichen Bereich, Stand: 31.12.2012 nach StBA, Finan-
zen und  Steuern, 2013, Tabelle 1.2.1.; zur massiven Staatsverschuldung vgl. auch: 
P. Kirchhof, Deutschland im Schuldensog, 2012, S. 15 ff.
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Als Konsequenz hieraus hat die sogenannte Föderalismusreform II9 als 
Kernstück ein neues Verschuldungskonzept entwickelt, um neuen Schulden 
mit einem strikten Verschuldungsverbot den Riegel vorzuschieben10. Unter 
dem Eindruck der Finanzmarkt- und Konjunkturkrise 2008 / 2009 und der er-
neut gestiegenen Nettokreditaufnahme durch Konjunkturprogramme wurden 
als Ergebnis der Föderalismusreform II in Art. 109 GG neue Grundzüge für 
die verfassungsrechtliche Begrenzung der Nettokreditaufnahme festgelegt. 
Diese Begrenzung sollte die langfristige Tragfähigkeit der Haushalte von 
Bund und Ländern sicherstellen und nach dieser Maßgabe eine zukunftsori-
entiert gestaltende Finanzpolitik ermöglichen11. Gem. Art. 109 III 1 GG sind 
nun die Haushalte von Bund und Ländern grundsätzlich ohne Einnahmen aus 
Krediten auszugleichen12. Von diesem Grundsatz dürfen nach Art. 109 III 
2 GG nur ausnahmsweise abweichende Regelungen getroffen werden, wenn 
auf die Auswirkungen einer von der Normallage abweichenden konjunkturel-
len Entwicklung sowie auf Naturkatastrophen oder außergewöhnliche Notsi-
tuationen reagiert werden muss, welche sich der Kontrolle des Staates entzie-
hen und die staatliche Finanzlage erheblich beeinträchtigen. 

Die Neuregelung zur Begrenzung der Kreditaufnahme sollte ursprünglich 
erstmals im Haushaltsjahr 2011 Anwendung finden, aber angesichts der 
Ausweitung der Staatsverschuldung im Rahmen der Bewältigung der aktu-
ellen Finanz- und Wirtschaftskrise war die vollständige Einhaltung der 
neuen Grenzen 2011 noch nicht möglich. Trotz steigender Steuereinnahmen 
sind selbst im Bundeshaushalt 2014 nach den jüngsten Regierungsplänen 
nochmal 6,2  Mrd. Euro neue Schulden eingeplant und erst im Jahr 2015 
sollen wieder Überschüsse erzielt werden13. In Art. 143d GG werden Bund 
und Länder sogar in diesem Sinne ermächtigt, befristet vom Verbot der 
Kreditaufnahme abzuweichen. Allerdings müssen die Grenzen für den Bund 
ab dem Jahr 2016 und von den Ländern ab dem Jahr 2020 zwingend ein-
gehalten werden.

9  Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes, vom 29. Juli 2009, BGBl. I 2009, 
S. 2248 ff.

10  H.-G. Henneke, Bundesstaat und kommunale Selbstverwaltung, 2009, S. 95; 
U.  Kramer/T. Hinrichsen/T.  Lauterbach, JuS 2012, S. 896 (898).

11  H.-G. Henneke, Bundesstaat und kommunale Selbstverwaltung, 2009, S. 97.
12  Dabei ist eine Politik der Nullverschuldung nicht unumstritten, siehe beispiels-

weise: der Titel „Verschuldet Euch!“ von C. v. Weizsäcker, Verschuldet Euch! – Nur 
Sparen ist Unsinn. Höhere Staatsdefizite würden nicht nur Deutschland nützen, 
sondern auch ärmeren Euroländern im Mittelmeerraum – ein Plädoyer, Cicero Ok-
tober 2011; ähnlich die Forderungen P. Bofingers in Krisenzeiten gerade nicht zu 
sparen, zitiert in C. Hoffmann, Klotzen wie Keynes, SZ 24.05.2012. Zu den folgen-
den Details siehe bereits: C. Bravidor, Die Umsetzung der Verschuldungsregelung 
in den Ländern, in: Hetschko/Pinkl/Pünder/Thye, 2012, S. 11 (12).

13  G. Bohsem, Genügend Stoff – Bundeshaushalt, SZ 22.06.2013.




